(Musterschreiben, das durch Ihr ÖSHZ in Funktion Ihrer Praktiken und Dossiers angepasst werden muss)

LOKALE KOMMISSION FÜR ENERGIE DER GEMEINDE 

Adresse: 


Gewöhnlicher Brief
X, den


«Titel» «Name» 

«Adresse1»
«Stadt»
Sehr geehrter Herr/Frau «Nom»,

Betreff:  
Einladung zur Lokalen Kommission für Energie (LKE)
. 



Verlust des Status als „geschützter Kunde“.


, Ihr sozialer Versorger, hat uns darüber in Kenntnis gesetzt, dass Sie ihm die Bescheinigung, die Ihren Status als „geschützter Kunde“ ausweist, nicht haben zukommen lassen. Ohne diese Bescheinigung kann der soziale Versorger Sie nicht mehr weiter mit Gas und/oder Strom versorgen. Um eine Sperrung Ihrer Energieversorgung zu vermeiden, laden wir Sie hiermit zur nächsten Lokalen Kommission für Energie (LKE) ein.  

Um Ihre Akte zusammenzustellen, halten Sie bitte die folgenden Schritte ein: 

· Nach Erhalt dieses Schreibens nehmen Sie bitte Kontakt mit unserer Dienststelle unter der Telefonnummer .................... auf, um einen Termin zu vereinbaren.

· Erscheinen Sie zum vereinbarten Termin, welcher festgelegt wird mit ..........

Bitte bringen Sie die folgenden Unterlagen neueren Datums zum Termin mit:

· Personalausweis;

· Haushaltszusammensetzung (Gemeindeverwaltung);

· Einkommensnachweise (Bescheinigung Gewerkschaft, Eingliederungseinkommen, Pension, Krankenkasse, Unterhaltsgeld, Familienbeihilfen, …);

· Nachweise, dass Sie die Bedingungen erfüllen, um den Status des „geschützten Kunden“ zu erhalten (siehe weiter unten).

· Erscheinen Sie zur Versammlung der LKE:

Sie sind zur LKE vom .../.../20..., um ... Uhr eingeladen, die an folgender Adresse stattfindet:

Zur Erinnerung, hier die Liste der Bescheinigungen, die es Ihnen ermöglichen, den Status eines „geschützten Kunden“ zu erhalten:

· Eine Bescheinigung, die belegt, dass Sie oder jegliche mit Ihnen unter einem Dach wohnende Person das Eingliederungseinkommen bezieht (aufgrund des Gesetzes vom 26. Mai 2002 über das Recht auf soziale Eingliederung);

· Eine Bescheinigung, die belegt, dass Sie oder jegliche mit Ihnen unter einem Dach wohnende Person Anrecht auf eine der folgenden Leistungen hat:

· Das garantierte Einkommen für Betagte (aufgrund des Gesetzes vom 1. April 1969 zur Einführung eines garantierten Einkommens für Betagte);

· Eine Beihilfe zur Ersetzung des Einkommens (aufgrund des Gesetzes vom 27. Februar 1987 über die Behindertenbeihilfen);

· Eine Eingliederungsbeihilfe (aufgrund des Gesetzes vom 27. Februar 1987 über die Behindertenbeihilfen, als Behinderter der Kategorien II, III und IV, welche im Ministeriellen Erlass zur Festlegung der Kategorien und des Leitfadens für die Beurteilung des Selbständigkeitsgrades im Hinblick auf die Untersuchung des Anrechts auf die Eingliederungsbeihilfe definiert sind);
· Eine Beihilfe zur Unterstützung von Betagten (aufgrund des Gesetzes vom 27. Februar 1987 über die Behindertenbeihilfen);

· Eine Behindertenbeihilfe infolge einer bleibenden Arbeitsunfähigkeit oder einer Invalidität von mindestens 65% (aufgrund des Gesetzes vom 27. Juni 1969 über die Gewährung von Behindertenbeihilfen, innerhalb der Grenzen, welche in Artikel 28 des Gesetzes vom 27. Februar 1987 über die Behindertenbeihilfen festgesetzt sind);

· Eine Beihilfe für die Hilfe einer Drittperson (aufgrund des Gesetzes vom 27. Juni 1969 über die Gewährung von Behindertenbeihilfen, innerhalb der Grenzen, welche in Artikel 28 des Gesetzes vom 27. Februar 1987 über die Behindertenbeihilfen festgesetzt sind);

· Ein Vorschuss für eine der unter 1°, 2° und 3° erwähnten Leistungen, welcher vom öffentlichen Sozialhilfezentrum (ÖSHZ) gewährt wird;  
· Eine von einem öffentlichen Sozialhilfezentrum beschlossene Maßnahme zur finanziellen Erziehungsbetreuung, oder jegliche Person, die Gegenstand einer Betreuung durch eine zugelassene Einrichtung ist (aufgrund des Dekrets vom 7. Juli 1994 bezüglich der Zulassung der sich mit der Schuldenvermittlung befassenden Einrichtungen und der in Artikel 1675/17 des Strafgesetzbuchs erwähnten Vermittler);

· Eine Begleitung bei der Schuldenvermittlung, die durch eine zugelassene Einrichtung gewährleistet wird (aufgrund des Dekrets vom 7. Juli 1994 bezüglich der Zulassung der sich mit der Schuldenvermittlung befassenden Einrichtungen und der in Artikel 1675/17 des Strafgesetzbuchs erwähnten Vermittler);

· Eine kollektive Schuldenregelung durch eine zugelassene Einrichtung (aufgrund des Dekrets vom 7. Juli 1994 bezüglich der Zulassung der sich mit der Schuldenvermittlung befassenden Einrichtungen und der in Artikel 1675/17 des Strafgesetzbuchs erwähnten Vermittler).
Wir unterstreichen nochmals, wie wichtig Ihr Erscheinen ist. In der Tat stellt die LKE ihre letzte Möglichkeit dar, eine Regularisierung Ihrer Situation zu erreichen und somit eine Sperrung Ihrer Energieversorgung und/oder den Verlust Ihres Status als „geschützter Kunde“ zu vermeiden. Dieser Status ermöglicht Ihnen, in den Genuss des spezifischen Sozialtarifs für Gas und Strom zu gelangen.

Dadurch erhalten Sie die Möglichkeit, sich zu Ihrer energetischen und finanziellen Situation zu äußern.

Zudem können Sie sich durch eine Person Ihrer Wahl beistehen oder vertreten lassen, wobei diese eine Vollmacht und Kopien Ihrer jeweiligen Personalausweise mitführen muss.

Mit freundlichen Grüßen,

Für die Kommission,

Der Vorsitzende
� In Anwendung des Dekrets vom 11. April 2014 zur Abänderung des Dekrets vom 12. April 2001, Art. 33ter – §1 – „In jeder Gemeinde wird auf Initiative des Vorsitzenden des Sozialhilferats eine lokale Kommission für die Verhinderung der Sperrung und der Unterbrechung der Versorgung eingerichtet, abgekürzt „Lokale Kommission für Energie“ genannt, die sich zusammensetzt aus:�1° Einem vom Sozialhilferat bezeichneten Vertreter; �2° Einem Vertreter, der die soziale Energiebetreuung innerhalb des öffentlichen Sozialhilfezentrums übernimmt;�3° Einem Vertreter des Betreibers des Netzes, an das der Kunde angeschlossen ist, außer, wenn dieser als Stromversorger des Kunden agiert.“





